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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksachen 12/8335, 13/265 Nr. 1.33 - 

Bericht des Bundesministers für Verkehr über Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Unfallverhütung im Straßenverkehr 1992 und 1993 
- Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 1993 - 

Übersicht Rettungswesen 1992 und 1993 

A. Problem 

Die Bundesregierung legt im zweijährigen Abstand den Unfall-
verhütungsbericht Straßenverkehr vor. Seit 1977 wird diesem ein 
Soll-Ist-Vergleich über die Weiterentwicklung im Rettungswesen 
beigefügt. Der Bericht dient den Bemühungen um die Erhöhung 
der Verkehrssicherheit, wobei die grundsätzlichen Einflußfakto-
ren mit den Beg riffen Menschen-Fahrzeug-Straße bezeichnet 
sind. Im Mittelpunkt der Verkehrssicherheitsarbeit der Bundes-
regierung steht die Einflußnahme auf die Erziehung und Aufklä-
rung der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer. 

Seit 1969 sind alle Fahrerlaubnisbewerber verpflichtet, die Teil-
nahme an einer Ausbildung in „lebensrettenden Sofortmaßnah-
men" sowie die Teilnahme an einem „Erste-Hilfe-Kurs" nachzu-
weisen. Es muß allerdings geprüft werden, ob von den Kraftfah-
rern eine gelegentliche Nachschulung verlangt werden muß. 

B. Lösung 

Der Ausschuß für Verkehr schlägt einmütig bei Enthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor, der Bundestag wolle 
die Bundesregierung ersuchen, ein Konzept zur Nachschulung 
der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer in der „Ersten 
Hilfe" vorzulegen und im übrigen den Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag 

1. ersucht die Bundesregierung, spätestens mit der Vorlage des 
nächsten Unfallverhütungsberichts ein Konzept zur Nach-
schulung der Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer in der 

„Ersten Hilfe" vorzulegen; 

2. nimmt im übrigen den Unfallverhütungsbericht Straßenver-

kehr 1993 zur Kenntnis. 

Bonn, den 11. Juli 1995 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Heide Mattischeck 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Heide Mattischeck 

I. 

Der Bericht - Drucksache 12/8335 - wurde gemäß 
§ 80 Abs. 3 GO-BT zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Verkehr sowie zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
und den Ausschuß für Gesundheit überwiesen (vgl. 
Drucksache 13/265 Nr. 1.33 vom 20. Januar 1995). 
Der Ausschuß für Verkehr hat den Bericht in seinen 
Sitzungen am 15. März, 31. Mai und 21. Juni 1995 
behandelt. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung hat am 15. Februar 1995 einvernehmlich Kennt-
nisnahme empfohlen. Der Ausschuß für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend hat am 15. Februar 1995 
Kenntnisnahme empfohlen mit der Anregung, daß in 
Zukunft in den Bericht eine Differenzierung nach 
Opfern und Verursachern bei Kindern und Senioren 
und eine Aufschlüsselung der Wegeunfälle zur Schu-
le und zum Kindergarten unter Berücksichtigung der 
Verkehrssicherheit und der Rolle der Schulbusse auf-
zunehmen ist. Der Ausschuß für Gesundheit hat am 
8. März 1995 Kenntnisnahme empfohlen und ent-
sprechend einem Antrag der Fraktion der SPD dem 
Ausschuß für Verkehr angeregt, ein Konzept zur re-
gelmäßigen Nachschulung von Führerscheininha-
bern in „Erster Hilfe" zu entwickeln. 

II.  

Der Ausschuß für Verkehr begrüßt, daß der Bericht in 
seiner Aufteilung und Gliederung übersichtlicher ge-
worden ist. Allerdings wurde der Bericht, der zum 
30. April 1994 erscheinen sollte, erst im Juli 1994 vor-
gelegt. Er sollte künftig wieder bis Ende April vorge-
legt und noch vor der Sommerpause beraten werden. 
Begrüßt wurde der kurz- und längerfristige Rück-
gang der Unfälle, insbesondere derjenigen mit Perso-
nenschäden oder mit Todesfolge. Trotz zwischenzeit-
licher Verbesserungen liege die Unfallquote in den 
neuen Ländern immer noch deutlich über denen in 
den alten Länder. Die Zahl der getöteten Kinder sei 

erfreulicherweise weiter um über 6 % zurückgegan-
gen. Dabei habe offenbar auch die Anschnallpflicht 
auf den Rücksitzen eine Rolle gespielt. Die Eintreff

-

zeit der Rettungsdienste am Unfallort betrage durch-
schnittlich 8,8 Minuten. Hierbei haben sich die Ein-
treffzeiten zwischen den alten und neuen Bundeslän-
dern weitgehend angenähert. 

Der von den Koalitionsfraktionen entsprechend der 
Anregung des Ausschusses für Gesundheit einge-
brachte Entschließungsantrag, in dem die Bundes-
regierung ersucht wird, spätestens mit der Vorlage 
des nächsten Unfallverhütungsberichts ein Konzept 
zur Nachschulung der Verkehrsteilnehmerinnen und 
-teilnehmer in der „Ersten Hilfe" vorzulegen, be-
rücksichtigt die Erfahrungstatsache, daß viele Füh-
rerscheininhaber nach einer gewissen Zeit die bei 
der Prüfung erworbenen Kenntnisse vergessen ha-
ben. Die Fraktion der F.D.P. betont allerdings, daß 
bei dem Antrag sorgfältig zu prüfen sei, inwieweit es 
medizinischen Laien zuzumuten sei, „Erste Hilfe" zu 
leisten. 

Ein Entschließungsantrag der Fraktion der SPD, mit 
dem angestrebt wurde, durch ein absolutes Überhol-
und Vorbeifahrverbot an haltenden Schulbussen die 
Zahl der im Straßenverkehr verunglückten Kinder 
weiter zu verringern, wurde in der Sitzung vom 
21. Juni 1995 zurückgezogen, nachdem das Bundes-
ministerium für Verkehr einen mit den Bundeslän-
dern abgestimmten Verordnungsentwurf vorgelegt 
hatte, der eine Regelung dieser Materie (im wesent-
lichen durch das Gebot, hier Schrittempo einzuhal-
ten) enthält. 

Die Anregung des Ausschusses für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend wurde im Hinblick darauf, 
daß die geforderten Daten bereits in Spezialunter-
suchungen vorliegen, zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, F.D.P. und der 
Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN die Beschlußempfehlung an

-genommen. 

Bonn, den 11. Juli 1995 

Heide Mattischeck 

Berichterstatterin 


